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SSSSYNOPSEYNOPSEYNOPSEYNOPSE     
zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen (Ausschnitt) 

– 1. Entwurfsfassung, 7.6.2016 – 

Inklusives SGB VIIIInklusives SGB VIIIInklusives SGB VIIIInklusives SGB VIII 

Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, 

Jugendhilfe 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf 
Förderung seiner Entwicklung und auf Erzie-
hung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 
 
 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das 
natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst 
ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betäti-
gung wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des 
Rechts nach Absatz 1 insbesondere  

1. junge Menschen in ihrer individuellen und 
sozialen Entwicklung fördern und dazu 
beitragen, Benachteiligungen zu vermei-
den oder abzubauen, 
 
 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
bei der Erziehung beraten und unterstüt-
zen, 

3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für 
ihr Wohl schützen, 

4. dazu beitragen, positive Lebensbedin-
gungen für junge Menschen und ihre Fa-
milien sowie eine kinder- und familien-
freundliche Umwelt zu erhalten oder zu 
schaffen. 

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, 

Jugendhilfe 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf 
Förderung seiner Entwicklung, Teilhabe am 

Leben in der Gesellschaft und auf Erziehung 
zu einer möglichst selbstbestimmten, eigen-
verantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das 
natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst 
ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betäti-
gung wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des 
Rechts nach Absatz 1 insbesondere  

1. junge Menschen in ihrer individuellen und 
sozialen Entwicklung fördern, ihnen eine 

gleichberechtigte Teilhabe am Leben in 

der Gemeinschaft ermöglichen oder er-

leichtern und dazu beitragen, Benachtei-
ligungen zu vermeiden oder abzubauen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
bei der Erziehung beraten und unterstüt-
zen, 

3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für 
ihr Wohl schützen, 

4. dazu beitragen, positive Lebensbedin-
gungen für junge Menschen und ihre Fa-
milien, eine kinder- und familienfreundli-
che Umwelt zu erhalten oder zu schaffen 
sowie Inklusion für alle jungen Menschen 

zu verwirklichen, 
5. unabhängige und fachlich nicht wei-

sungsgebundene ombudschaftliche Be-

ratung und Begleitung für junge Men-

schen und ihre Familien ermöglichen. 
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Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

§ 22 Grundsätze der Förderung 

(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in 
denen sich Kinder für einen Teil des Tages 
oder ganztägig aufhalten und in Gruppen 
gefördert werden. Kindertagespflege wird 
von einer geeigneten Tagespflegeperson in 
ihrem Haushalt oder im Haushalt des Perso-
nensorgeberechtigten geleistet. Das Nähere 
über die Abgrenzung von Tageseinrichtun-
gen und Kindertagespflege regelt das Lan-
desrecht. Es kann auch regeln, dass Kinder-
tagespflege in anderen geeigneten Räumen 
geleistet wird. 

(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kinder-
tagespflege sollen  

1. die Entwicklung des Kindes zu einer ei-
genverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeit fördern, 
 

2. die Erziehung und Bildung in der Familie 
unterstützen und ergänzen, 

3. den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit 
und Kindererziehung besser miteinander 
vereinbaren zu können. 

 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, 
Bildung und Betreuung des Kindes und be-
zieht sich auf die soziale, emotionale, körper-
liche und geistige Entwicklung des Kindes. Er 
schließt die Vermittlung orientierender Werte 
und Regeln ein. Die Förderung soll sich am 
Alter und Entwicklungsstand, den sprachli-
chen und sonstigen Fähigkeiten, der Lebens-
situation sowie den Interessen und Bedürfnis-
sen des einzelnen Kindes orientieren und sei-
ne ethnische Herkunft berücksichtigen. 
 
 

 

 

 

§ 22 Grundsätze der Förderung 

(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in 
denen sich Kinder für einen Teil des Tages 
oder ganztägig aufhalten und in Gruppen 
gefördert werden. Kindertagespflege wird 
von einer geeigneten Tagespflegeperson in 
ihrem Haushalt, im Haushalt des Erziehungs-

berechtigten oder in anderen geeigneten 

Räumen geleistet. Das Nähere über die Ab-
grenzung von Tageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege regelt das Landesrecht. 
 
 

(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kinder-
tagespflege sollen  

1. die Entwicklung des Kindes zu einer mög-

lichst eigenverantwortlichen, gemein-
schaftsfähigen und selbstbestimmten Per-
sönlichkeit fördern, 

2. die Erziehung und Bildung in der Familie 
unterstützen und ergänzen, 

3. den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit, 
Kindererziehung und familiäre Pflege bes-
ser miteinander vereinbaren zu können. 

Hierzu sollen sie den Erziehungsberechtigten 

einbeziehen und, sofern sie Kinder mit und 

ohne Behinderung gemeinsam betreuen, mit 

dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe, an-

deren beteiligten Rehabilitationsträgern und 

anderen Personen, Diensten oder Einrichtun-

gen zusammenarbeiten, die bei der Leis-

tungserbringung für das Kind tätig werden. 

(3) Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, 
Bildung und Betreuung des Kindes und be-
zieht sich auf die soziale, emotionale, körper-
liche und geistige Entwicklung des Kindes. Er 
schließt die Gesundheitsförderung, die 

sprachliche Bildung sowie die Vermittlung 
orientierender Werte und Regeln ein. Die För-
derung soll sich am Alter und Entwicklungs-
stand, den sprachlichen und sonstigen Fähig-
keiten, der Lebenssituation sowie den Interes-
sen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes 
orientieren und seine ethnische Herkunft be-
rücksichtigen. 

(4) Sprachliche Bildung soll alltagsintegriert 

den Erwerb von Sprachkompetenzen des 

Kindes sicherstellen. 
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Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

§ 79a Qualitätsentwicklung in der Kinder-  

und Jugendhilfe 

Um die Aufgaben der Kinder- und Jugendhil-
fe nach § 2 zu erfüllen, haben die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze und 
Maßstäbe für die Bewertung der Qualität 
sowie geeignete Maßnahmen zu ihrer Ge-
währleistung für  

1. die Gewährung und Erbringung von Leis-
tungen, 

2. die Erfüllung anderer Aufgaben, 
3. den Prozess der Gefährdungseinschät-

zung nach § 8a, 
4. die Zusammenarbeit mit anderen Institu-

tionen 

weiterzuentwickeln, anzuwenden und regel-
mäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch Qua-
litätsmerkmale für die Sicherung der Rechte 
von Kindern und Jugendlichen in Einrichtun-
gen und ihren Schutz vor Gewalt. Die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe orientieren sich 
dabei an den fachlichen Empfehlungen der 
nach § 85 Absatz 2 zuständigen Behörden 
und an bereits angewandten Grundsätzen 
und Maßstäben für die Bewertung der Quali-
tät sowie Maßnahmen zu ihrer Gewährleis-
tung. 

§ 79a Qualitätsentwicklung in der Kinder-  

und Jugendhilfe 

(1) Um die Aufgaben der Kinder- und Ju-
gendhilfe nach § 2 zu erfüllen, haben die Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze 
und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität 
sowie geeignete Maßnahmen zu ihrer Ge-
währleistung für  

1. die Gewährung und Erbringung von Leis-
tungen, 

2. die Erfüllung anderer Aufgaben, 
3. den Prozess der Gefährdungseinschät-

zung nach § 8a, 
4. die Zusammenarbeit mit anderen Institu-

tionen 

weiterzuentwickeln, anzuwenden und regel-
mäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch Qua-
litätsmerkmale für die inklusive Ausrichtung 

der Aufgabenwahrnehmung und die Berück-

sichtigung der spezifischen Bedürfnisse von 

jungen Menschen mit Behinderungen sowie 

die Sicherung der Rechte von Kindern und 
Jugendlichen in Einrichtungen und ihren 
Schutz vor Gewalt. Die Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe orientieren sich dabei an 
den fachlichen Empfehlungen der nach § 85 
Absatz 2 zuständigen Behörden und an be-
reits angewandten Grundsätzen und Maß-
stäben für die Bewertung der Qualität sowie 
Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung. 

(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe haben mit den Trägern der freien 

Jugendhilfe Vereinbarungen über Grundsätze 

und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität 

der Leistungsangebote sowie über geeignete 

Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung zu tref-

fen, soweit nicht Vereinbarungen nach § 78b 

abzuschließen sind. Die kommunalen Spit-

zenverbände auf Landesebene sollen mit 

den Verbänden der freien Jugendhilfe und 

den Vereinigungen sonstiger Leistungserbrin-

ger auf Landesebene Rahmenverträge über 

die Gegenstände und Inhalte der Vereinba-

rungen nach Satz 1 abschließen. Die für die 

Wahrnehmung der Aufgaben nach § 85 Ab-

satz 2 zuständigen Behörden sind zu beteili-

gen. Die von diesen entwickelten fachlichen 

Empfehlungen sind verbindliche Grundlage 

der nach Satz 3 abzuschließenden Rahmen-

verträge. 
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Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

§ 80 Jugendhilfeplanung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ha-
ben im Rahmen ihrer Planungsverantwortung 

1. den Bestand an Einrichtungen und Diens-
ten festzustellen, 

2. den Bedarf unter Berücksichtigung der 
Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der 
jungen Menschen und der Personensor-
geberechtigten für einen mittelfristigen 
Zeitraum zu ermitteln und 

3. die zur Befriedigung des Bedarfs notwen-
digen Vorhaben rechtzeitig und ausrei-
chend zu planen; dabei ist Vorsorge zu 
treffen, dass auch ein unvorhergesehener 
Bedarf befriedigt werden kann. 

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so ge-
plant werden, dass insbesondere  

1. Kontakte in der Familie und im sozialen 
Umfeld erhalten und gepflegt werden 
können, 

2. ein möglichst wirksames, vielfältiges und 
aufeinander abgestimmtes Angebot von 
Jugendhilfeleistungen gewährleistet ist, 
 

3. junge Menschen und Familien in gefähr-
deten Lebens- und Wohnbereichen be-
sonders gefördert werden, 
 
 
 
 
 
 

4. Mütter und Väter Aufgaben in der Familie 
und Erwerbstätigkeit besser miteinander 
vereinbaren können. 

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben die anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe in allen Phasen ihrer Planung 
frühzeitig zu beteiligen. Zu diesem Zwecke 
sind sie vom Jugendhilfeausschuss, soweit sie 
überörtlich tätig sind, im Rahmen der Ju-
gendhilfeplanung des überörtlichen Trägers 
vom Landesjugendhilfeausschuss zu hören. 
Das Nähere regelt das Landesrecht. 

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen darauf hinwirken, dass die Jugendhil-
feplanung und andere örtliche und überörtli-
che Planungen aufeinander abgestimmt 
werden und die Planungen insgesamt den 
Bedürfnissen und Interessen der jungen Men-
schen und ihrer Familien Rechnung tragen. 

§ 80 Jugendhilfeplanung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ha-
ben im Rahmen ihrer Planungsverantwortung 

1. den Bestand an Einrichtungen und Diens-
ten festzustellen, 

2. den Bedarf unter Berücksichtigung der 
Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der 
jungen Menschen und der Personensor-
geberechtigten für einen mittelfristigen 
Zeitraum zu ermitteln und 

3. die zur Befriedigung des Bedarfs notwen-
digen Vorhaben rechtzeitig und ausrei-
chend zu planen; dabei ist Vorsorge zu 
treffen, dass auch ein unvorhergesehener 
Bedarf befriedigt werden kann. 

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so ge-
plant werden, dass insbesondere  

1. Kontakte in der Familie und im sozialen 
Umfeld erhalten und gepflegt werden 
können, 

2. ein möglichst wirksames, vielfältiges, in-

klusives und aufeinander abgestimmtes 
Angebot von Jugendhilfeleistungen ge-
währleistet ist, 

3. junge Menschen und Familien in gefähr-
deten Lebens- und Wohnbereichen be-
sonders gefördert werden, 

4. junge Menschen mit Behinderungen oder 

von Behinderung bedrohte junge Men-

schen mit jungen Menschen ohne Behin-

derung gemeinsam unter Berücksichti-

gung spezifischer Bedarfslagen gefördert 

werden können, 

5. Mütter und Väter Aufgaben in der Familie 
und Erwerbstätigkeit besser miteinander 
vereinbaren können. 

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben die anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe in allen Phasen ihrer Planung 
frühzeitig zu beteiligen. Zu diesem Zwecke 
sind sie vom Jugendhilfeausschuss, soweit sie 
überörtlich tätig sind, im Rahmen der Ju-
gendhilfeplanung des überörtlichen Trägers 
vom Landesjugendhilfeausschuss zu hören. 
Das Nähere regelt das Landesrecht. 

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen darauf hinwirken, dass die Jugendhil-
feplanung und andere örtliche und überörtli-
che Planungen aufeinander abgestimmt 
werden und die Planungen insgesamt den 
Bedürfnissen und Interessen der jungen Men-
schen und ihrer Familien Rechnung tragen. 
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Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

§ 81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen 

Stellen und öffentlichen Einrichtungen 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ha-
ben mit anderen Stellen und öffentlichen 
Einrichtungen, deren Tätigkeit sich auf die 
Lebenssituation junger Menschen und ihrer 
Familien auswirkt, insbesondere mit 

1. den Trägern von Sozialleistungen nach 
dem Zweiten, Dritten, Vierten, Fünften, 
Sechsten und dem Zwölften Buch sowie 
Trägern von Leistungen nach dem Bun-
desversorgungsgesetz, 
 
 

2. den Familien- und Jugendgerichten, den 
Staatsanwaltschaften sowie den Justiz-
vollzugsbehörden, 

3. Schulen und Stellen der Schulverwaltung, 
4. Einrichtungen und Stellen des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes und sonstigen Ein-
richtungen und Diensten des Gesund-
heitswesens, 

5. den Beratungsstellen nach den §§ 3 und 
8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes 
und Suchtberatungsstellen, 

6. Einrichtungen und Diensten zum Schutz 
gegen Gewalt in engen sozialen Bezie-
hungen, 

7. den Stellen der Bundesagentur für Arbeit, 
8. Einrichtungen und Stellen der beruflichen 

Aus- und Weiterbildung, 
9. den Polizei- und Ordnungsbehörden, 
10. der Gewerbeaufsicht und 
11. Einrichtungen der Ausbildung für Fachkräf-

te, der Weiterbildung und der Forschung 
 
 
 
 

im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse 
zusammenzuarbeiten. 

§ 81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen 

Stellen und öffentlichen Einrichtungen 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ha-
ben mit anderen Stellen und öffentlichen 
Einrichtungen, deren Tätigkeit sich auf die 
Lebenssituation junger Menschen und ihrer 
Familien auswirkt, insbesondere mit 

1. den Trägern von Sozialleistungen nach 
dem Zweiten, Dritten, Vierten, Fünften, 
Sechsten und dem Zwölften Buch sowie 
Trägern von Leistungen nach dem Bun-
desversorgungsgesetz, 

2. anderen Rehabilitationsträgern nach dem 

Neunten Buch, 

3. den Familien- und Jugendgerichten, den 
Staatsanwaltschaften sowie den Justiz-
vollzugsbehörden, 

4. Schulen und Stellen der Schulverwaltung, 
5. Einrichtungen und Stellen des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes und sonstigen Ein-
richtungen und Diensten des Gesund-
heitswesens, 

6. den Beratungsstellen nach den §§ 3 und 
8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes 
und Suchtberatungsstellen, 

7. Einrichtungen und Diensten zum Schutz 
gegen Gewalt in engen sozialen Bezie-
hungen, 

8. den Stellen der Bundesagentur für Arbeit, 
9. Einrichtungen und Stellen der beruflichen 

Aus- und Weiterbildung, 
10. den Polizei- und Ordnungsbehörden, 
11. der Gewerbeaufsicht und 

12. Einrichtungen der Ausbildung für Fachkräf-
te, der Weiterbildung und der Forschung, 

13. Einrichtungen, die auf örtlicher Ebene 

Familien und den sozialen Zusammenhalt 

zwischen den Generationen stärken 

(Mehrgenerationenhäuser), 

im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse 
zusammenzuarbeiten. 

 

 
 

 

Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2023 

Neu: § 21a Ergänzende Betreuung schulpflichtiger Jugendlicher mit Behinderungen 

Für schulpflichtige Jugendliche mit Behinderungen, die der ergänzenden Betreuung bedürfen, 

ist ein bedarfsgerechtes Betreuungsangebot in Einrichtungen oder bei einer Pflegeperson 

vorzuhalten. Der Umfang der ergänzenden Betreuung richtet sich nach dem individuellen 

Bedarf. § 74a gilt entsprechend. 
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Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2023 

§ 22a Förderung in Tageseinrichtungen 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die Qualität der Förderung in ihren Ein-
richtungen durch geeignete Maßnahmen si-
cherstellen und weiterentwickeln. Dazu gehö-
ren die Entwicklung und der Einsatz einer pä-
dagogischen Konzeption als Grundlage für die 
Erfüllung des Förderungsauftrags sowie der 
Einsatz von Instrumenten und Verfahren zur 
Evaluation der Arbeit in den Einrichtungen. 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen sicherstellen, dass die Fachkräfte in 
ihren Einrichtungen zusammenarbeiten  

1. mit den Erziehungsberechtigten und Ta-
gespflegepersonen zum Wohl der Kinder 
und zur Sicherung der Kontinuität des Er-
ziehungsprozesses, 

2. mit anderen kinder- und familienbezoge-
nen Institutionen und Initiativen im Ge-
meinwesen, insbesondere solchen der 
Familienbildung und -beratung, 

3. mit den Schulen, um den Kindern einen 
guten Übergang in die Schule zu sichern 
und um die Arbeit mit Schulkindern in Hor-
ten und altersgemischten Gruppen zu un-
terstützen. 

Die Erziehungsberechtigten sind an den Ent-
scheidungen in wesentlichen Angelegenhei-
ten der Erziehung, Bildung und Betreuung zu 
beteiligen. 

(3) Das Angebot soll sich pädagogisch und 
organisatorisch an den Bedürfnissen der Kin-
der und ihrer Familien orientieren. Werden 
Einrichtungen in den Ferienzeiten geschlos-
sen, so hat der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe für die Kinder, die nicht von den 
Erziehungsberechtigten betreut werden kön-
nen, eine anderweitige Betreuungsmöglich-
keit sicherzustellen. 

(4) Kinder mit und ohne Behinderung sollen, 
sofern der Hilfebedarf dies zulässt, in Gruppen 
gemeinsam gefördert werden. Zu diesem 
Zweck sollen die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe mit den Trägern der Sozialhilfe bei 
der Planung, konzeptionellen Ausgestaltung 
und Finanzierung des Angebots zusammen-
arbeiten. 
 
 
 
 

§ 22a Förderung in Tageseinrichtungen 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die Qualität der Förderung in ihren Ein-
richtungen durch geeignete Maßnahmen si-
cherstellen und weiterentwickeln. Dazu gehö-
ren die Entwicklung und der Einsatz einer pä-
dagogischen Konzeption als Grundlage für die 
Erfüllung des Förderungsauftrags sowie der 
Einsatz von Instrumenten und Verfahren zur 
Evaluation der Arbeit in den Einrichtungen. 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen sicherstellen, dass die Fachkräfte in 
ihren Einrichtungen zusammenarbeiten  

1. mit den Erziehungsberechtigten und Ta-
gespflegepersonen zum Wohl der Kinder 
und zur Sicherung der Kontinuität des Er-
ziehungsprozesses, 

2. mit anderen kinder- und familienbezoge-
nen Institutionen und Initiativen im Ge-
meinwesen, insbesondere solchen der 
Familienbildung und -beratung, 

3. mit den Schulen, um den Kindern einen 
guten Übergang in die Schule zu sichern 
und um die Arbeit mit Schulkindern in Hor-
ten und altersgemischten Gruppen zu un-
terstützen. 

Die Erziehungsberechtigten sind an den Ent-
scheidungen in wesentlichen Angelegenhei-
ten der Erziehung, Bildung und Betreuung zu 
beteiligen. 

(3) Das Angebot soll sich pädagogisch und 
organisatorisch an den Bedürfnissen der Kin-
der und ihrer Familien orientieren. Werden 
Einrichtungen in den Ferienzeiten geschlos-
sen, so hat der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe für die Kinder, die nicht von den 
Erziehungsberechtigten betreut werden kön-
nen, eine anderweitige Betreuungsmöglich-
keit sicherzustellen. 

(4) Kinder mit und ohne Behinderungen sollen 
gemeinsam gefördert werden. Die besonde-

ren Bedürfnisse von Kindern mit Behinderun-

gen und von Kindern, die von Behinderung 

bedroht sind, sind zu berücksichtigen. Lan-

desrecht kann regeln, dass Leistungen der 

Früherkennung und Frühförderung nach §§ 42 

Absatz 2 Nummer 2, 49 des Neunten Buches 

in Tageseinrichtungen erbracht werden, so-

weit die Voraussetzungen für die Leistungser-

bringung in der Kindertageseinrichtung ge-

geben sind. 
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Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2023 

(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die Realisierung des Förderungsauf-
trags nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 in 
den Einrichtungen anderer Träger durch ge-
eignete Maßnahmen sicherstellen. 

(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die Realisierung des Förderungsauf-
trags nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 in 
den Einrichtungen anderer Träger durch ge-
eignete Maßnahmen sicherstellen. 

 

 

 

 


